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EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Anfang Februar 2024 hat das Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis.

Inklusionsgerechte Kommune – Gestaltungsperspektiven im Rahmen des Kinder-
und Jugendstärkungsgesetzes“ eine sehr innovative Veranstaltung unter der
Überschrift „Neue Realitäten anerkennen und damit umgehen. Immer höhere
Kosten in der Kinder- und Jugendhilfe, immer schwierigere Fälle, zunehmender
Fachkräftemangel, komplexere Rechtslagen. Was sind Lösungen?“ durchgeführt
(s. hierzu https://www.jugendhilfe-inklusiv.de/veranstaltung/neue-realitaeten-
anerkennen-und-damit-umgehen). Die Ergebnisse haben mich zum Nachdenken
angeregt und mich dazu bewogen, einige Thesen mit Ihnen zu teilen und zur
Diskussion zu stellen:
Es ist nicht zu leugnen, dass mit Wirkung vom 10. Juni 2021 der Vollzug der
Kinder- und Jugendhilfe deutlich komplexer und damit herausfordernder ge-
worden ist. So muss das Jugendamt im jeweiligen Leistungsfall gem. § 36
Abs. 3 S. 2 SGB VIII Bedarfslagen über Leistungen des SGB VIII hinausgehend
umfassend prüfen, Zuständigkeiten anderer öffentlicher Träger erkennen und
eine voll bedarfsdeckende Leistungserbringung durch verschiedenste Systeme
koordinieren. Hierfür ist eine umfassende Expertise auch zu den Leistungsmög-
lichkeiten und Pflichten anderer (Sozialleistungs-)Träger im Jugendamt uner-
lässlich und es bedarf einer hohen Überzeugungskraft, um andere Leistungs-
träger dazu zu bewegen, eine eigene Leistungspflicht im Hilfeplan zu verankern.
Wenn dies gelingt, verbessert sich die Position des jungen Menschen erheblich.
Daher ist auf die aufgeworfene Frage zu antworten: „Ja, die Neuregelung füh-
ren zu einer Steigerung der Komplexität der Aufgabenwahrnehmung. Damit
geht aber auch eine deutliche Stärkung der jungen Menschen auch zum
Wohle unseres Gemeinwesens einher. Es lohnt sich also; das sollte motivieren!
Und: Es gibt Lösungen, um das tägliche Handeln zu vereinfachen und die Belas-
tung für die Mitarbeitenden der Jugendhilfe deutlich zu verringern. So gehört
die Aufgabenwahrnehmung im Kinderschutz ohne Frage zu den wichtigsten
Aufgaben einer Kommune. Gleichzeitig handelt es sich um eine der schwierigs-
ten Aufgaben. Es sind komplexe Prognoseentscheidungen meist auf Basis eines
unvollständigen Lebenssachverhalts zu treffen. Diese Tätigkeit erfordert hohe Ex-
pertise verschiedenster Professionen. So würde sich die Handlungssicherheit ohne
Frage deutlich erhöhen, wenn in jedem Kinderschutzteam eines Jugendamtes
gleichberechtigt im Team eine Psychologin und ein Jurist mitwirken würden.
Insbesondere gibt es aber auch „hausgemachte Probleme“, die leicht abgestellt
werden könnten. So halten die Betriebserlaubnisbehörden der Bundesländer an
einem Fachkräftegebot fest, welches rechtlich nicht existent ist. Damit werden
Möglichkeiten einer Leistungserbringung ohne Not eingeschränkt. Auch sollte
es bei der Finanzierung der Leistungserbringung, insbesondere dem Aushandeln
von Leistungs- und Entgeltvereinbarungen, deutlich flexiblere Lösungsmöglich-
keiten geben, um den individuellen Bedürfnissen von jungen Menschen ange-
messen Rechnung tragen zu können.
Die Akteure der Kinder- und Jugendhilfe sollten daher in einen umfassenden
Dialog eintreten, um elementare Stellschrauben zum Wohle einer fortschritt-
lichen Kinder- und Jugendhilfe zu verändern!

Ihr

Prof. Dr. Jan Kepert
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